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Einführung in die Thematik
und Abgrenzung

Versuche, die staatliche Aufgabenerfüllung so auszugestalten, daß sie den
an sie gestellten Anforderungen besser gerecht werden kann, hat es zu allen
Zeiten gegeben. Infolgedessen ist die öffentliche Verwaltung in Deutschland
immer wieder Gegenstand von Reformdiskussionen gewesen1. Bereits im
18. und 19. Jahrhundert hatte die öffentliche Verwaltung in Deutschland
eine Position der relativen Eigenständigkeit zwischen Gesellschaft, Monar-
chen und Parlament erreicht. Dies führte zwar zu einer gewissen Isolierung,
ermöglichte jedoch recht nahtlos die Bewältigung des Übergangs von der
absoluten zur konstitutionellen Monarchie und von dieser wiederum zur De-
mokratie2. Viele der heute noch bestehenden Strukturen und Methoden der
Aufgabenerfüllung der öffentlichen Verwaltung stammen aus der Entste-
hungszeit des liberalen Rechtsstaates im 19. Jahrhundert3. Das 20. Jahrhun-
dert erlebte – nicht zuletzt infolge der beiden Weltkriege – tiefgreifende
Krisen sowie die völlige Veränderung der politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, auf die es auch von staatlicher Seite ent-
sprechend zu reagieren galt. Bemerkenswerterweise wurde jedoch nach dem
Zusammenbruch im Jahre 1945 die Kontinuität der deutschen Verwaltungs-
geschichte nicht unterbrochen4. Zwar erfolgten gewisse personelle Verände-
rungen sowie krisenbedingt eine Ausweitung der öffentlichen Aufgaben. Im
Grundsatz blieben die vorgefundenen Verwaltungstrukturen aber bestehen5.

Die lang eingeübte Bereitschaft der Verwaltung, sich lediglich reaktiv an
veränderte Strukturen anzupassen, wurde zunehmend nicht mehr als ausrei-
chend angesehen. So verlangte der Wandel der gesellschaftlichen Bedürf-
nisse und Auffassungen auch eine neue Bewertung von Kompetenzen, Or-
ganisation und Personal der öffentlichen Verwaltung. Es wurde der Begriff
der „Verwaltungsreform“ geboren, der in den 60er und 70er Jahren des
vorigen Jahrhunderts die Fachdiskussion bestimmte. Dahinter stand politisch
der Wunsch, neue Zielsetzungen für die öffentliche Verwaltung zu definie-

1 Seibel, Wolfgang, Verwaltungsreformen, in: König, Klaus/Siedentopf, Heinrich
(Hrsg.), Öffentliche Verwaltung in Deutschland, S. 88.

2 König, Klaus, Zur Kritik eines neuen öffentlichen Managements, S. 55.
3 Ellwein, Thomas, Das Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland,

S. 346.
4 Seibel, Wolfgang, S. 88.
5 Ellwein, Thomas, S. 346.



ren und aktiv den Verwaltungsbereich zu gestalten, anstatt die Verände-
rungsprozesse der Verwaltung selbst zu überlassen6. Außerdem setzte sich
mehr und mehr die Erkenntnis durch, daß Verwaltungsreform nicht eine
einmalige und situativ bedingte, sondern vielmehr eine ständige Herausfor-
derung ist7.

Die Bundesrepublik Deutschland befindet sich derzeit in einem Verände-
rungsprozeß, der in seinen Auswirkungen weitreichender und tiefgreifender
als jemals zuvor ist. Dieser Veränderungsprozeß hat vielfältige Ursachen.
Beispielhaft seien hier insbesondere genannt:

• Die Entwicklung weg von der Produktionsgesellschaft hin zu einer
Dienstleistungsgesellschaft8. Ob der Dienstleistungsbereich tatsächlich
auf Dauer eine tragfähige Alternative zum Produktionsbereich darstellt,
ist derzeit noch nicht endgültig absehbar.

• Die Globalisierung der Märkte, d.h. die zunehmende Verflechtung der
nationalen Volkswirtschaften9. Dies bedeutet auch eine Verschärfung der
Konkurrenzsituation10 bei sich verändernden wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen. Folgen hiervon sind z. B. eine kontinuierlich anwachsende Ar-
beitslosigkeit und damit verbunden der stetige Anstieg der Soziallasten.
Daher muß eine entsprechende Neubewertung der Standortfaktoren
Deutschlands vorgenommen werden11.

• Die zunehmende internationale Verflechtung Deutschlands, wie sie z. B.
in der Abgabe von nationalen Kompetenzen an die EU und in den unmit-
telbaren Auswirkungen von EU-Entscheidungen oder Strukturprogram-
men auf Deutschland deutlich wird.
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6 Ellwein, Thomas, Das Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland,
S. 353 f.

7 Voelkner, Jürgen, in: Mattern, Karl-Heinz, Allgemeine Verwaltungslehre,
S. 164 ff. mit einem kurzen Überblick über die verschiedenen Entwicklungs- und
Reformphasen der öffentlichen Verwaltung in Deutschland seit der Verkündung des
Grundgesetzes am 23. Mai 1949; Müller, Nikolaus, Rechtsformenwahl bei der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben, S. 46; Braschos, Fritz, „Verwaltungsmodernisierung“,
neuer Wein in alten Schläuchen? – Die Rolle des öffentlichen Dienstes zwischen
Reform und Anpassung, ZBR 1988, S. 380 ff.

8 König, Klaus, Zur Kritik eines neuen öffentlichen Managments, S. 9.
9 v. Plate, Bernard, Grundelemente der Globalisierung, in: Informationen zur

politischen Bildung 263, 2. Quartal 1999, S. 3 ff., 4.
10 Lang-Neyjahr, Roland, Globalplayer mit Chancen, in: Bundesarbeitsblatt 9/

1997, S. 15 ff.; Deckert, Klaus/Wind, Ferdinand, Das Neue Steuerungsmodell, S. 37;
Oettle, Karl, Elemente der Ökonomisierung des Verwaltungshandelns, in: Die Ver-
waltung 1999, S. 291 ff., 293.

11 Böhret, Carl, Verwaltungsmodernisierung im funktionalen Staat: Chancen und
Risiken, Teil II, Ist der Staat noch zu retten?, S. 4.



• Die bislang weder gesellschaftlich noch wirtschaftlich hinreichend aufge-
arbeitete deutsche Wiedervereinigung12.

Aufgrund der stetig ansteigenden Staatsverschuldung13 und angesichts
der vorgenannten großen Herausforderungen, denen sich Deutschland ge-
genübersieht, erfolgt eine Focussierung der Diskussion in Wirtschaft und
öffentlicher Verwaltung auf die Möglichkeiten der Effizienzsteigerung des
Ressourceneinsatzes. Gleichzeitig ist aber auch ein zum Teil zwiespältiges
gesellschaftliches Anspruchsdenken gegenüber der öffentlichen Verwaltung
festzustellen. Dieses äußert sich darin, daß immer mehr gesellschaftliche
Probleme dem Staat zur Lösung überlassen werden. Offensichtlich sind die
eigentlich zunächst berufenen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Kräfte
hierzu nicht mehr willens oder selbst in der Lage. Allerdings erwartet man
von der öffentlichen Verwaltung trotz Zunahme der zu erledigenden Aufga-
ben und sinkender Finanzausstattung ein „unbürokratisches und bürgernahes
Handeln“. Hierunter werden vor allem die Zügigkeit der Entscheidung, die
Freundlichkeit der Behandlung und die Unkompliziertheit des Verwaltungs-
verfahrens verstanden. Außerdem ist zu konstatieren, daß der Bürger mehr
denn je bereit ist, „seine Rechte“ mit gerichtlicher Hilfe durchzusetzen14.

Eine Zäsur bildete die Wiedervereinigung. Da die wirtschaftliche Bewäl-
tigung der Auswirkungen der deutschen Einheit mit einer wirtschaftlichen
Strukturkrise zusammenfiel, entstand in allen Bereichen der öffentlichen
Verwaltung ein enormer Druck nach interner Rationalisierung15. Dies er-
klärt, weswegen die aktuelle Verwaltungsmodernisierungsdiskussion – an-
ders als die vorangegangenen Diskussionen – sehr stark von wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten geprägt ist.

In den letzten Jahren sind eine Fülle von Überlegungen angestellt wor-
den, wie die öffentliche Verwaltung sowohl in ökonomischer als auch in
gesellschaftlicher Hinsicht am besten den an sie gestellten Herausforderun-
gen gerecht werden könnte. Gefordert wird eine umfassende Verwaltungs-
modernisierung. Diese wird weit verbreitet unter dem Gesichtspunkt der
Implementierung von Modellen der privaten Wirtschaft betrachtet. Als
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12 Rehm, Hannes, Neue Finanzierungsinstrumente – Chancen der Haushaltsent-
lastung; in: Müller, Udo (Hrsg.), Haushaltsreform und Finanzkontrolle, S. 68;
Oettle, Karl, Elemente der Ökonomisierung des Verwaltungshandelns, in: Die Ver-
waltung 1999, S. 291 f., 293.

13 Siehe zum Anstieg des öffentlichen Schuldenstandes: Deutscher Bundestag,
Drucksache 14/29 vom 23.11.1998, Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1998
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes 1997, S. 53.

14 Laux, Eberhard, Probleme der Verwaltungsmodernisierung, in: Martin Morlok/
Windisch, Rupert/Miller, Manfred (Hrsg.), Rechts- und Organisationsprobleme der
Verwaltungsmodernisierung, S. 51.

15 König, Klaus, Zur Kritik eines neuen öffentlichen Managements, S. 47.


